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HANNOVER. Als Reaktion auf
die durch den Ukraine-Krieg
hervorgerufene Energiekrise
will die Bundesregierung die
Genehmigung von Importter-
minals für Flüssiggas mit ei-
nem neuen Gesetz beschleuni-
gen. „Eine der wenigen Mög-
lichkeiten Deutschlands, auf
dem Weltmarkt kurzfristig zu-
sätzliche Gasmengen zu be-
schaffen, ist der Einkauf ver-
flüssigten Erdgases (LNG)“,
heißt es in einem Papier zum
geplanten Gesetz. Nieder-
sachsen begrüßt die Aussicht
auf zügigere Umsetzung –
nicht nur von LNG-Projekten.
In Deutschland ist der Bau

mehrerer solcher Anlagen vor-
gesehen. Konkret sind zu-
nächst Wilhelmshaven und
Brunsbüttel (Schleswig-Hol-

stein) als Standorte sowohl für
die ortsfeste als auch für die
schwimmende Variante ge-
nannt. „Ob die einzelnen
Standorte dann realisiert wer-
den, hängt von verschiedenen
rechtlichen, fachlichen und
wirtschaftlichen Faktoren ab“,
heißt es. Im Gespräch sind au-
ßerdem auch Stade und Ros-
tock.
Konkret sollen die Geneh-

migungsbehörden nun vorü-
bergehend bestimmte Anfor-
derungen, etwa bei der Um-
weltverträglichkeitsprüfung,
unter speziellen Bedingungen
aussetzen dürfen. LNG-Im-
portterminals müssen an das
Erdgasleitungsnetz ange-
schlossen werden – zum Teil
ist es dafür nötig, Hafenanla-
gen umzubauen.
LNG ist Erdgas, das für den

Schiffstransport verflüssigt
wurde. Nach Ankunft an der

deutschen Küste muss es
wieder in Gas verwandelt
werden, um es anschließend
durch Rohre zu den Ver-
brauchsstellen weiterleiten zu
können.
Niedersachsens Energiemi-

nister Olaf Lies sieht in dem
geplanten Beschleunigungs-
gesetz eine „sehr gute Grund-
lage“ für die Realisierung der
Vorhaben. „Wir müssen jetzt
zeigen, dass wir mit einer neu-
en Deutschlandgeschwindig-
keit die energiepolitische Um-
klammerung durch Russland
zügig lösen“, sagte der SPD-
Politiker. Es brauche be-
schleunigte Verfahren, um
auch bei der Energieversor-
gung eine Zeitenwende einzu-
leiten.
Lies betonte aber zugleich,

dass ein Beschleunigungsge-
setz nicht zu kurz greifen dür-
fe. Die schwimmenden Termi-

nals blieben eine Übergangs-
lösung. „Wir müssen parallel
mit der Infrastruktur für grü-
nes Gas beginnen und daher
auch die stationären Terminals
mit der entsprechenden Infra-
struktur mit den beschleunig-
ten Verfahren umsetzen“, sag-
te Lies. Bei „grünem Gas“
denkt das Land vor allem an
mit Ökostrom erzeugten Was-
serstoff. Das Gesetz werde laut
Lies auch den Maßstab setzen
für Beschleunigungsgesetze,
etwa beim Ausbau der Wind-
energie an Land und auf See.
Deutschland will sich von

russischem Erdgas unabhängi-
ger machen. Der von Russland
initiierte Gaslieferstopp für Po-
len und Bulgarien hat auch
hierzulande Befürchtungen
vor einem solchen plötzlichen
Schritt weiter geschürt. In Ber-
lin ist von einer „Ausnahmesi-
tuation“ die Rede.

Bund macht Tempo
beim Flüssiggas

Gesetz soll Terminal-Bau beschleunigen – Abstriche bei Umweltschutz denkbar
VON JOHANNA UCHTMANN
UND LENNART STOCK

HANNOVER. Das Ende der ver-
pflichtenden Corona-Tests an
niedersächsischen Schulen
und Kitas stößt bei den Grü-
nen im Landtag auf Kritik. An-
gesichts aktuell wieder stei-
gender Inzidenzen halte sie es
für verfrüht, das Testen in Ki-
tas und Schulen jetzt vollstän-
dig einzustellen, sagte die
Grünen-Fraktionsvorsitzende
Julia Willie Hamburg am Wo-
chenende auf Anfrage der
Deutschen Presse-Agentur.
„Zumindest in Einrichtun-

gen mit hohem Infektionsge-
schehen sollte weiterhin ver-
pflichtend getestet werden.“
Die Testpflicht in Schulen und

Kitas sei in den vergangenen
Monaten ein wichtiges Instru-
ment gewesen, um erneute
Corona-bedingte Schließun-
gen zu vermeiden.
Laut dem Kultusministerium

gibt es von heute an für den
Schul- und Kita-Besuch in
Niedersachsen keine Test-
pflicht mehr. Wer sich freiwil-
lig testen möchte, bekommt
dafür im Mai aber drei Test-
kits pro Woche zur Verfügung
gestellt. Das gilt für alle Schü-
lerinnen und Schüler sowie für
Kita-Kinder ab drei Jahren.
Diese Änderungen hatte das
Ministerium bereits angekün-
digt. Die Maskenpflicht war
schon zuvor ausgelaufen.
Als zusätzlichen Schutz

nach den Osterferien hatte
Niedersachsen zunächst für ei-
ne Woche eine tägliche Test-

pflicht für alle Schüler und
Schülerinnen verhängt. Für
den Kita-Besuch waren Tests

für Kinder im Alter ab drei
Jahren seit Mitte Februar drei-
mal wöchentlich notwendig.
Die FDP begrüßt den Weg-

fall der Corona-Testpflicht.
Der bildungspolitische Spre-
cher der Fraktion, Björn Förs-
terling, sagte: „Das ist die
Rückkehr zur Normalität, auch
an den Schulen in Niedersach-
sen. Die Tests haben gezeigt,
dass es nach den Ferien kei-
nen Anstieg und keine neuen
Varianten gibt, daher ist der
Entfall der Testpflicht richtig.“
Die Gewerkschaft Erzie-

hung und Wissenschaft (GEW)
appellierte, dass Schüler sowie
Schulbeschäftigte das freiwilli-
ge Testangebot wahrnehmen
sollten.

Keine Testpflicht mehr in Schulen und Kitas
Niedersachsens Grüne halten Wegfall der Maßnahme für verfrüht – FDP: „Rückkehr zur Normalität“

VON MARC NIEDZOLKA

Masken und
Testen in den
Schulen gehö-
ren der Ver-
gangenheit
an.
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MARIUPOL. In der ukrainischen
Hafenstadt Mariupol hat eine
internationale Evakuierungs-
aktion zur Rettung von Zivilis-
ten aus dem von russischen
Truppen belagerten Stahlwerk
begonnen. Beteiligt seien die
Vereinten Nationen und das
Internationale Komitee vom
Roten Kreuz (IKRK), wie ein
IKRK-Sprecher bestätigte. In
einem Konvoi aus mehreren
Bussen wurden nach ersten
Angaben bereits mehrere Dut-
zend Zivilisten aus dem Stahl-
werk Asovstal gebracht.
Der ukrainische Präsident

Wolodymyr Selenskyj sprach
gestern „von etwa 100 Men-
schen“, die evakuiert worden
seien. Das russische Verteidi-
gungsministerium teilte mit, es
seien etwa 80 Menschen in das
Dorf Besimenne zwischen Ma-
riupol und der russischen
Grenze gebracht und dort ver-
sorgt worden. Diejenigen, die
ins von ukrainischen Truppen
kontrollierte Gebiet wollten,
seien Vertretern von UN und
IKRK übergeben worden.

Evakuierung
in Mariupol
gestartet
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